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Bonn, den 21. März 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Ratifizierung von Konventionen der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation 

Bezug : Kleine Anfrage 341 der Abgeordneten FrauDr.h.c. 
Weber (Aachen), Birkelbach, Dr. Dr. h. c. Pünder, 
Dr. Mommer, Dr. Leverkuehn, Dr. Reif und 
Genossen 

- Drucksache 3256 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen 
nehme ich zu der Kleinen Anfrage 341 über die Ratifizierung von 
Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation wie folgt 
Stellung : 

1. Die Vorlage eines Zustimmungsgesetzes zum Übereinkommen 
Nr. 97 der Internationalen Arbeitsorganisation über Wander- 
arbeiter war bisher zurüAgestellt worden, weil das Übereinkommen 
in einer Reihe seiner Bestimmungen Verpflichtungen enthält, deren 
ordnungsgemäße Erfüllung nach der innerstaatlichen Gesetzgebung 
zunächst noch nicht gewährleistet erschien oder zweifelhaft war. 
Die Bedenken konnten inzwischen behoben werden. 

Ich werde dem Kabinett in Kürze den Entwurf eines Zustimmungs- 
gesetzes zum Übereinkommen Nr. 97 zur Beschlußfassung zuleiten. 

2. Das Übereinkommen Nr. 94 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation (niclit „97“, wie es irrtümlich in der Drucksache 3256 
heißt) behandelt im wesentlichen die Aufnahme von Klauseln in 
die bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zwischen der öffent- 
lichen Hand und den privaten Unternehmern abzuschließenden 
Verträge. Diese Klauseln sollen den beteiligten Arbeitnehmern 
die in Tarifverträgen, Schiedssprüchen, Gesetzen oder auf sonstige 
Weise für den betreffenden Beruf oder Wirtschaftszweig fest- 
gelegten Löhne und Arbeitsbedingungen gewährleisten. 

Der Zweck des Übereinkommens - die Ausschaltung unlauteren 
Wettbewerbs bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, soweit dieser 
auf Kosten der Arbeitnehmer erfolgt - wird von der Bundes- 
regierung voll bejaht. In der Wahl der Mittel zur Erreichung 
dieses Zweckes weidit das Übereinkommen jedoch in manchen 
Teilen vom deutschen Recht ab. In der Bundesrepublik wird 
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nämlich über die Arbeitsgeriditsbarkeit, die Gewerbeaufsicht so- 
wie über die Gewerkschaften weitgehend ein Wettbewerb auf 
Kosten der Arbeitnehmer bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
verhindert. Abgesehen hiervon ist die in dem Übereinkommen 
geforderte behördliche Kontrolle der Einhaltung der Tarifbe- 
stimmungen mit dem in der Bundesrepublik bestehenden System, 
das die Festlegung und Durchführung der Lohn- und Arbeits- 
bedingungen ausdrücklich den Organisationen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer überläßt und lediglich eine gewisse Kontrolle durch 
die Gerichte Vorsicht, nur schwer vereinbar. Ferner würde durch 
die staatliche Überwachung der Arbeitsbedingungen - wie sie zur 
Zeit in der Bundesrepublik nur für den besonders schutzbedürf- 
tigen Kreis der in Heimarbeit Beschäftigten gesetzlich festgelcgt 
ist - eine sehr erhebliche zusätzliche Vcrwaltungstätigkeit entstehen; 
denn bei den Ausschreibungen und anschließend während der 
Durdiführung der Aufträge müßte laufend geprüft werden, ob 
die in Frage kommenden Unternehmer die vorgesehenen Löhne 
zahlen und die in den Tarifverträgen fcstgelegtcn sonstigen Ar- 
beitsbedingungen cinhalten. Dies wäre auch mit der allgemeinen 
Forderung nach Beschränkung der Staatstätigkeit auf das durch 
die Verhältnisse gebotene Mindestmaß nicht zu vereinbaren. 

Aus den angeführten Gründen beabsichtigt die Bundesregierung 
gegenwärtig nicht, das Übereinkommen Nr. 94 zu ratifizieren. 

3. Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Zustimmungsgesetzes 
zu dem Übereinkommen Nr. 102 der Internationalen Arbeits- 
organisation über Mindestnormen der Sozialen Sicherheit bereits 
am 25. Juni 1956 dem Bundesrat gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes zugeleitet- Der Bundesrat hat jedoch in seiner 
Stellungnahme dazu ausgeführt, daß er cs für wünschenswert halte, 
wenn in das Zustimmungsgesetz auch der von der Bundes- 
regierung zunächst noch nicht zur Ratifizierung vorgcschlagcne 
Teil IV des Übereinkommens über Arbeitslosigkeit einbezogen 
und damit sofort das gesamte Übereinkommen ratifiziert würde. 
Da die Frage der Ratifizierbarkeit dieses Teiles des Überein- 
kommens von der Fassung des damals nocii im Bundestag be- 
ratenen Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des AVAVG 
abhing, mußte die Bundesregierung zunächst die Verabschiedung 
dieses Gesetzes ab warten. Nachdem dieses Gesetz Jedoch in- 
zwischen verkündet worden ist, habe ich dem Bundeskabinett vor 
einigen Tagen vorgeschlagcn, auch den Teil IV des Überein- 
kommens in das Zustimmungsgesetz einzubcziehen. Es kann des- 
halb damit gerechnet werden, daß der Entwurf des Zustimmungs- 
gesetzes zum Übereinkommen Nr. 102 dem Bundestag in den 
nächsten Tagen zugeleitet werden wird. Mit der Ratifizierung 
dieses Übereinkommens in seiner Gesamtheit wird die Bundes- 
republik der erste der 77 Mitgliedstaaten der Internationalen 
Arbeitsorganisation sein, der alle Teile dieses sozialpolitisch so 
überaus wichtigen Übereinkommens angenommen hat. 
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